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			Báez unter Beschuss

			Neue Enthüllungen über den Bauunternehmer mit K-Kontakt
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			Mit den Kirchners verbandelt: Lázaro Báez. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/RTA) - Der Journalist der Tageszeitung „La Nación“ Hugo Alconada Bon hatte in der Vorwoche die Korruptionsgeschäfte der Kirchners in mehreren Artikeln aufgedeckt und dadurch die Öffentlichkeit im Einzelnen informiert. Vorher hatte der Journalist Jorge Lanata im sonntäglichen Fernsehen und im täglichen Rundfunk auch über diese Geschäfte informiert. Am vergangenen Sonntag bereicherte Alconada Mon seine Enthüllungen mit einer Darstellung der zahlreichen Immobilienkäufe von Báez in seiner Heimatprovinz Santa Cruz.

			Insgesamt wurde dem Bauunternehmer unterstellt, 263.200 Hektar Land in zehn Jahren erworben zu haben. Allerdings handelt es sich dabei um Estancias mit kargem Boden, die nur für Schafzucht geeignet sind. Da Schafwolle in den letzten Jahrzehnten im Konkurrenzkampf gegen andere Textilien eindeutig Verlierer war, betraf dies auch die Verkaufsneigung der Inhaber dieser Estancias, wogegen Báez in ein Geschäft einstieg, dem keine guten Aussichten unterstellt werden. Báez bezahlte 58 Millionen Pesos und 3,8 Milionen Dollar für 21 Estancias, mehrere allerdings unweit der beiden Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz, genannt Presidente Néstor Kirchenr und Gouverneur Jorge Cepernic. Offenbar erwartet Báez eine Entschädigung für die Immobilien, die von den Kraftwerken betroffen werden. Vorerst hapert das Geschäft an der mangelnder Finanzierung der Wasserkraftwerke. Der Versuch von Wirtschaftsminister Alex Kicillof, chinesische Banken zu überzeugen, die Finanzierung der beiden Werke bereit zu stellen, ist trotz seiner kurzen Reise nach China bisher nicht gelungen.

			Indessen investiert Lázaro Baéz laut Alconada Mon auch in andere Geschäfte in seiner Provinz, darunter städtische Immobilien wie Bauland und Apartmentwohnungen sowie verschiedene Kleinhandelsgeschäfte. Alle Käufe wurden unter den Namen Lázaro Báez, seine Kinder Martin und Luciana und das Bauunternehmen Austral Construcciones registriert. Insgesamt handelt es sich um 82 Immobilien auf den Namen von Lázaro Báez, seinem Sohn und seiner Tochter, davon 97 Prozent in Calafate, wo die Präsidentin ihre Wochenende verbringt. Die Enthüllungen von Alconada Mon betreffen die faulen Geschäfte von Lázaro Báez mit den Kirchners in Gestalt von Mietzahlungen für drei Hotels in Calafate nicht. Diese gemieteten Hotels hatten kaum Gäste. Die Mietzahlungen wurden in den eidesstattlichen Erklärungen der Kirchners als solche angegeben.
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			Ohne Cristina
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			(Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (dpa/AT) - Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner steht bei der Wahl 2015 nicht mehr als Kandidatin zur Verfügung. Das versicherte die 60-Jährige am Donnerstag der amtlichen Nachrichtenagentur Télam. „Für kein zu wählendes Amt gibt es die Möglichkeit für Cristina 2015“, sagte Kirchner, die nach zwei aufeinanderfolgenden Amtszeiten laut Verfassung ohnedies nicht mehr als Präsidentschaftskandidatin antreten dürfte. Sie reagierte damit auf den regierungstreuen Abgeordneten Carlos Kunkel. Der hatte am Mittwoch gesagt, er sehe Kirchner 2015 weiter Politik machen und auch als Kandidatin. Er hatte aber offen gelassen für welches Amt. „Carlos mag mich einfach zu sehr“, erklärte die Präsidentin den unautorisierten Vorstoß Kunkels.

			Abgesehen davon müsste sich die Präsidentin wohl um ein einfaches Abgeordnetenmandat bemühen, denn Senatoren werden in zwei Jahren weder in Santa Cruz noch in Buenos Aires, den beiden Provinzen in denen sie kandidieren kann, gewählt. Es ist auch kaum vorstellbar, dass sich Cristina Kirchner nach acht Jahren Präsidentschaft um das Gouverneursamt in der Provinz Buenos Aires bemüht.

			Kunkel ist bekannt für derartige Aktionen. Häufig lag er damit richtig. 2007 hatte er als erster den Wechsel der Präsidentschaft von Néstor auf Cristina angedeutet. Ebeso hatte er Cristinas Bereitschaft, sich 2011 zu Wiederwahl zu stellen vorweggenommen.
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			Milani im Kreuzfeuer

			Cristina hält trotz Protesten an Heereschef fest

			Buenos Aires (AT/RTA) - Präsidentin Cristina Kirchner hat sich bei der Ernennung des Generals César Milani zum Oberkommandierenden des Heeres durchgesetzt. Seine Beförderung zum Generalleutnant wurde im Kongress gegen den Widerspruch mehrerer Parlamentarier gutgeheißen, obwohl Milani weder der Infanterie noch der Artillerie oder anderen Waffengattungen des Heeres angehört, sondern von Beruf Spion ist, das heißt Geheimdienstoffizier. Das gehört nicht unbedingt zum Berufsbild eines Heereschefs.

			Seine Ernennung hat auch Widerstand in Kreisen von Regierungsanhängern wie dem Journalisten Horacio Verbitzky und Horacio Gonazález, dem Leiter der nationalen Bibliothek, hervorgerufen, ebenso unter Oppositionspolitikern. Milani wurde beispielsweise unterstellt, den Journalisten der Tageszeitung „Clarín“ Daniel Santoro beschnüffelt zu haben. Santoro ist bekannter Forschungsjournalist.

			Außerdem steht Milani in der Öffentlichkeit unter Beschuss, weil ihm der Besitz einer Luxusvilla angekreidet wird, ohne dass seine Militärgehälter einen solchen Kauf rechtfertigen können. Und er wird von Menschenrechtlern angeklagt, sich in den 70er-Jahren an Vergehen gegen ihm untergeordnete Soldaten beteiligt zu haben. Milani hat inzwischen Kontakt mit Hebe de Bonafini aufgenommen, maßgebende Mutter der Plaza de Mayo. Sie gibt eine Zeitschrift heraus, für die Milani ein Interview gab. Trotz aller Kritik hat Präsidenten Cristina Kirchner darauf bestanden, Milani zu befördern und als Heereschef zu ernennen.Sie erwartet möglicherweise von Milani, dass er als Heereschef seine Schnüfflertätigkeit fortsetzt oder dass das Heer auch für interne Konflikte eingesetzt wird, die den Streitkräften ausdrücklich verboten sind.
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			Die Woche in Argentinien

			De la Rúa freigesprochen

			Die Bundesrichter Miguel Pons, Guillermo Gordo und Fernando Ramírez haben den UCR-Ex-Präsidenten Fernando de la Rúa sowie mehrere Mitarbeiter und fünf damalige justizialistische Oppositionssenatoren als unschuldig in der Affäre über angebliche Schmiergelder der Exekutive an die Senatoren für die Verabschiedung eines neuen Arbeitsgesetzes erklärt. Die Begründungen des Urteils werden erst im Februar 2014 veröffentlicht werden, so dass eine mögliche Berufung nicht vor März 2014 erfolgen kann. Die Anklage beruhte auf Geständnissen von Mario Pontaquatro, der behauptet hatte, den Barbetrag von 5 Millionen Pesos (damals gleich Dollar) gesehen zu haben, mit dem peronistische Senatoren geschmiert worden seien. Obwohl Richter und Staatsanwälte erster Instanz die Selbstanklage von Pontaquarto ermittelt hatten, schloss das Bundesgericht den Streitfall ab, der auch andere Mitarbeiter des Präsidenten und fünf peronistische Senatoren begünstigte. De la Rúa hatte bisher jede Verantwortung abgelehnt und Pontaquatro als Lügner und Fabulierer bezeichnet. Dem Ex-Präsidenten wurde keinerlei persönliche Bereicherung unterstellt.

			Andauernde Hitzewelle

			Ganz Argentinien nördlich von Patagonien erleidet seit mehreren Wochen eine Hitzewelle, die ihresgleichen in der Geschichte sucht. Temperaturen von 30 und mehr Grad in der Hauptstadt und über 40 Grad im Nordwesten sind an der Tagesordnung und sollen laut Prognosen des Meteorologischen Dienstes bis Ende des Monats andauern. Das Gesundheitsministerium empfiehlt, viel Wasser zu trinken, körperliche Anstrengungen zu vermeiden und möglichst im Schatten zu bleiben. In der Hauptstadt wurden bis zu 37 Grad Hitze registriert, in Santiago del Espero über 43 Grad. Die Hitzewelle führt zu Stromausfällen, gegebenenfalls für mehrere Tage, auch Trinkwassermangel. Die Stromgesellschaften Edenor und Edesur bemühen sich um die Reparaturen, verfügen aber als Folge eingefrorener Stromtarife seit zehn Jahren nicht über die Mittel für bitter nötige Investitionen und Wartungen.

			Massa als Präsidentschaftskandidat

			Nach seinem deutlichen Wahlsieg als Deputierter seiner neuen Reformpartei bemüht sich der Bügermeister von Tigre, Sergio Massa, um neue Alliierte außerhalb der Provinz Buenos Aires, auf die sich sein Wahlsieg beschränkte. Massa betreibt unterschwellig eine mögliche Präsidentschaftskandidatur für 2015, für die er Alliierte und Helfer in allen anderen Gliedstaaten benötigt. Dieser Tage hat Massa die früheren peronistischen Gouverneure Carlos Reutemann, Santa Fe, Mario Das Neves, Chubut, und Jorge Busti, Entre Ríos, angesprochen, um deren Wähler in vergangenen Wahlen er sich offensichtlich bemüht. Im jetzigen Sommer wird Massa auch an Badeorten der Provinz Buenos Aires auftauchen, wie es bei Politikern üblich ist, die sich um die Gunst der Wähler bemühen. 

			10 Millionen Arme

			Eine Forschungsstelle, genannt Observatorium der sozialen Schuld in Argentinien (spanisches Kürzel ODSA) hat ermittelt, dass es im Land über zehn Millionen arme Menschen gibt und dass sich die Abgrenzung der Armen vom Mittelstand in den letzten zehn Jahren verschärft hat. Die Daten beruhen auf einer Umfrage. Danach hat fast die Hälfte der arbeitenden Bevölkerung nur eine prekäre Beschäftigung, wie die sogenannten „cartoneros“, die Papier sammeln. Mehr als die Hälfte der Erwachsenen befindet sich nicht im Genuss der Sozialgesetzgebung, was als Schwarzarbeit bekannt ist. Etwa drei Millionen Menschen sind unterernährt, zehn Prozent hat kein Trinkwasser, bezogen auf Wasserleitungen, 37 Prozent der Schüler schließen ihre Ausbildung nicht ab, rund 12 Prozent der Kinder und Jugendlichen von 5 bis 17 Jahren müssen arbeiten und 23,5 Prozent genießen soziale Unterstützung. Trotzdem kann sich ein Viertel dieser halben Million Familien die Mindesternährung nicht leisten. 

			Aggressive Fische

			Am Badeufer des Paraná-Flusses in Rosario wurden mehrere Personen von Bissen eines Fisches verletzt, im Spanischen „palometa“ genannt, im Deutschen als Piranha („piraña“) bekannt. Diese Fische pflegen in nördlicheren Gewässern des Flusses zu leben, kommen aber bei Erwärmung des Flusswassers nach Süden wie jetzt in Rosario, wo ein siebenjähriges Mädchen den Teilverlust eines Fingers erlitt. Andere Verletzte wurden in Hospitälern behandelt. Danach wurde der Zugang zum Badeort verboten.

			Ausbau der „Illia“

			Zwischen den Regierungen von Nation und Hauptstadt scheinen die lange Zeit verhärteten Fronten aufzuweichen. Dies zeigt nicht nur der mögliche Kompromiss beim Kolumbus-Denkmal, sondern auch der geplante Ausbau der Stadtautobahn „Illia“. Lange Zeit blockierte die Nationalregierung die Pläne von Bürgermeister Mauricio Macri, die im Stadtteil Retiro beginnende Autobahn Richtung „General Paz“ zu verlängern. Die Bauarbeiten stockten mehrere Jahre. Die Stadtregierung erhielt keine Genehmigung, die Außenumzäunung des Flughafens Aeroparque zu beseitigen. Vor Kurzem aber änderte die Nationalregierung ihre Position und erklärte ihr Einverständnis zu der Maßnahme, die unerlässliche Voraussetzung für eine Verbreiterung der vorhandenen Trasse ist. 

			Neue Tunnel geplant

			Mit zwei neuen Unterführungstunneln will die Hauptstadtregierung den Straßenverkehr im Nordwesten der Metropole flüssiger machen. Eines der beiden Projekte betrifft die Straße „Constituyentes“, die durch einen Tunnel unter der Bahnlinie „Mitre“ hindurch geführt werden soll. Der Ort befindet sich an der Schnittstelle der Stadtviertel Villa Urquiza und Villa Pueyrredón. Die andere Unterführung ist für die Straße „Av. San Martín“ geplant, die die Bahnlinie „Urquiza“ kreuzt (Villa Devoto / Agronomía). Die Bauarbeiten für beide Tunnel sollen im Januar beginnen. Die Gesamtkosten sind mit 232 Millionen Pesos veranschlagt. Die Stadtplaner gehen von einer Bauzeit von einem Jahr aus. (AT/RTA/mc)
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			Korruption

			Argentinien erleidet unter den Kirchnerregierungen eine Korruption, die ihresgleichen in der argentinischen Geschichte vergeblich sucht. Unter der Menemregierung hat es auch Korruptionsfälle gegeben, die aber keinesfalls im Umfang der jetzigen liegen. Expräsident Fernando de la Rúa wurde unlängst prozessiert wegen einer angeblich Bestechung von Senatoren im Zusammenhang mit den Oppositionsstimmen für einen Gesetzentwurf zuhanden eines neuen Arbeitsgesetzes. Es ging dabei nicht um die persönliche Bereicherung des Präsidenten. Vorherigen UCR-Präsidenten (Arturo Frondizi, José María Guido und Arturo Illia) wurden keine Korruptionsfälle angekreidet, auch dem UCR-Präsidenten Raúl Alfonsín nicht, obwohl insbesondere Frondizi von der damalige Opposition unterstellt wurde, Provisionen von den privaten Erdölunternehmen erhalten zu haben, die in drei Jahren die Erdölförderung verdreifachten und den Ausgleich der Erdölbilanz herbeiführten, ohne dass Beweise vor Gericht erbracht werden konnten.

			Argentinien war vor dem Peronismus ein stabiles Land, in dem sich die Korruption auf kleine Bestechungen, allenfalls der Polizei oder der Zöllner, beschränkte. In einem einzigen Fall der Korruption, die einen Nationaldeputierten betraf, führte die Bekanntmachung des Skandals zum Selbstmord. 

			Unter Präsident Menem gab es Korruptionsfälle, die öffentlich verhandelt wurden, wie der Staatssekretärin María Julia Alsogaray, die eine Haftstrafe verbüßen musste, nachdem ihr eine Bereicherung bezüglich ihrer Immobilien nachgewiesen wurde. Menem selber wird immer noch von den Gerichten verfolgt und verschanzt sich hinter seiner Immunität als derzeitiger Senator.

			Zwei Korruptionsskandale beschäftigen derzeit die Öffentlichkeit. Vizepräsident Amado Boudou ist im Skandal über die Druckerei Ciccone verwickelt, die die Justiz untersucht. Die Präsidentin schützt ihn, indem sie Richter und Staatsanwälte entließ. Der zweite große Korruptionsskandal betrifft die Präsidentin persönlich. Der Bauunternehmer Lázaro Báez in Santa Cruz konnte unter Néstor Kirchner als Bürgermeister von Rio Gallegos, Gouverneur von Santa Cruz und Präsident fast alle öffentlichen Bauten der Provinz ergattern, indem seine Konkurrenten nicht zugelassen wurden. Angeblich 30 Prozent der Zuschläge wanderten in die Kassen Kirchners auf dem Umweg der Mieten von drei Hotels in Calafate, die Kirchner gehörten. Die Hotels hatten kaum Kundschaft. Calafate ist kein großes Touristenziel. Diese Mieten für Hotelzimmer, die nicht benutzt wurden, bereicherten Kirchner und seine Gattin. Auch Bargeschäfte mit Euroscheinen von 500 Euros (in US-Dollar sind 100-Dollarscheine die höchste Zahl) wurden kolportiert, die in Säcken nach Buenos Aires geflogen und von dort über Panama in die Schweiz und andere Finanzplätze, die schwarze Gelder verwalten, transferiert wurden. Die Schweizer Justiz ermittelt derzeit hierüber. Diese Korruption betrifft die Präsidentin persönlich. Báez ging soweit, einem Richter zuzumuten, dass er die Veröffentlichung von Klagen gegen ihn verbietet, ein klarer Fall verfassungswidriger Verletzung der Pressefreiheit.

			Ob die Veröffentlichung der Korruptionsskandale, die Regierungssprecher wie Präsidialsekretär Parrili als private Geschäfte abtun, zum Verlust von rund vier Millionen Stimmen für die Regierungskandidaten bei den Parlamentswahlen vom 27. Oktober beigetragen haben, lässt sich nur vermuten, weil die Wähler ihre Motivationen nicht bekanntgeben. Der echte politische Preis, den die Präsidentin bisher wegen der Korruption bezahlen musste, ist die Tatsache, dass ihr Versuch einer abermaligen Wiederwahl in Folge gescheitert ist, Korruption hin oder her.
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			Randglossen

			Nachdem die Wahlschlappe vom 27. Oktober mit dem Verlust von 4 Millionen Stimmen gegenüber Cristina Kirchners Wiederwahl von 2011 die Aussicht auf eine abermalige Wiederwahl in Folge zunichte gemacht hat, weil der Kongress die dafür notwendige Mehrheit von zwei Drittel nicht aufbringen kann, überraschte der Kirchnertreue Deputierte Carlos Kunkel die Öffentlichkeit mit der Prophezeiung, dass die Präsidentin auch nach 2015 politisch aktiv sein würde. Das heißt im Klartext, dass sie ein neues Wahlamt antreten wird, sicherlich als Deputierte von Buenos Aires, wo sie gebürtig ist, oder Santa Cruz, wo sie ihren Wohnsitz hat. All das hat offensichtlich zum Ziel, der Präsidentin die Immunität zu sichern, falls die Gerichte sie wegen Korruption verdonnern, die im Fall Lázaro Báez längst ermittelt wird.

			Der vom Senat für sechs Jahre bestätigte neue Präsident der Zentralbank Juan Carlos Fábregas, die die vorherrschende Inflation mit gewaltiger Geldschöpfung zuhanden der defizitären Staatskasse finanziert, überraschte die Öffentlichkeit mit der Ankündigung, dass diese Geldschöpfung 2014 leicht abnehmen wird. Das widerspricht der staatlichen Defizitfinanzierung und wirft die Frage auf, wie die Regierung ihre steigenden Ausgaben decken wird, wenn das Geld nicht mehr von der Notenbank geschöpft wird. Nimmt die Regierung die Warnung der Zentralbank nicht ernst, wird sie Mühe haben, Staatsgehälter zu bezahlen, geschweige denn die Schulden bei Staatslieferanten und Bondsgläubigern, sofern sie es nicht wagt, ihre überschwängliche Expansion der Staatsausgaben einzuschränken, was bitter Not tut, um zu vermeiden, dass die zweistellige Inflation in Hochinflation mit verkürzten Anpassungen und gelegentlich in Hyperinflation ausartet wie weiland Ende der achtziger Jahre.

			Ein bisschen seltsam sind sie schon, die Japaner. Angela Merkel würde es kaum einfallen, einen Schrein zu besuchen, in dem deutsche Kriegsverbrecher geehrt werden - ganz abgesehen davon, dass Kriegsverbrecher in Deutschland keine Schreine haben. Japans Premier Shinzo Abe hat da keine Hemmungen. Nach sieben Jahren Pause ist er der erste Regierungschef, der den Yasukuni-Schrein besucht hat, in dem die 2,5 Millionen japanischen Kriegstoten, aber auch Kriegsverbrecher geehrt werden. Eine gute Idee war das nicht, eher eine gezielte Provokation gegenüber China und Südkorea. Warum Abe allerdings zwei seiner wichtigsten Handelspartner provozieren will, weiß vermutlich nur er selbst.

			Ehrlich währt nicht am längsten, Ehrlichkeit hat nur eine geringe Halbwertszeit. McDonald’s, der größte Frikadellenbrater der Welt, hat eine Webseite für seine Mitarbeiter stillgelegt, auf der unter anderem Tipps für eine gesunde Ernährung enthalten sind. Cheeseburger, Pommes und Cola gehören definitiv nicht dazu, warnte die Seite ausdrücklich. In Fast Food-Restaurants sei es schwierig, sich gesund zu ernähren. Man solle grundsätzlich kleinere Portionen bestellen, dabei werden McDonald’s-Mitarbeiter angehalten, den Kunden größere Portionen aufzudrängen. Immerhin hat der Bulettenmulti nicht dementiert, was nicht zu dementieren ist. „McDonald’s stimmt mit diesen Ratschlägen überein“, ließ der Konzern verkünden. Die Webseite ist allerdings wegen „Wartungsarbeiten“ derzeit nicht erreichbar.
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			Freihandelszone NAFTA nach 20 Jahren vor neuen Herausforderungen

			Es war eine Premiere im internationalen Handel: Mit dem Nordamerikanischen Freihandelsabkommen (Nafta) schlossen sich vor 20 Jahren mit den USA und Kanada sowie Mexiko erstmals zwei Industriestaaten und ein Entwicklungsland zu einem gemeinsamen Binnenmarkt zusammen. Das Abkommenen trat am 1. Januar 1994 in Kraft und schuf die damals größte Freihandelszone der Welt.

			Zwei Jahrzehnte später fällt die Bilanz des «North American Free Trade Agreement» gemischt aus: Der Vertrag kurbelte zwar den Handel in der Region an, aber neben Gewinnern gab es auch Verlierer im liberalisierten Markt. Während Mitte der 1990er Jahre der Fokus der Mitgliedstaaten auf ihrer unmittelbaren Nachbarschaft lag, suchen sie heute nach neuen Partnern und richten ihren Blick auf Europa und den asiatisch-pazifischen Raum.

			Seit Vertragsunterzeichnung hat sich der Handel innerhalb der Nafta auf über eine u$s 1 Bio. jährlich verdreifacht. Über 460 Mio. Menschen leben in dem Binnenmarkt aus drei Staaten. Die USA exportieren mehr Güter nach Mexiko als nach China, Brasilien, Indien und Russland zusammen. Mexiko verkauft mehr als 80% seiner Exporte an die Vereinigten Staaten und Kanada. «Nafta war ein großer Schritt hin zu gemeinsamem Wohlstand in der Hemisphäre», sagte US-Außenminister John Kerry kürzlich.

			In den USA hängen sechs Mio. Arbeitsplätze am Handel mit Mexiko. Dabei war das Freihandelsabkommen zunächst auch in den USA umstritten. Nachdem der damalige Präsident George H.W. Bush den Vertrag 1992 gemeinsam mit seinem mexikanischen Kollegen Carlos Salinas und dem kanadischen Premier Brian Mulroney unterzeichnet hatte, traf sein demokratischer Nachfolger Bill Clinton im Ringen um die Ratifizierung im Kongress vor allem innerhalb der eigenen Partei auf erheblichen Widerstand.

			Die Gewerkschaften befürchteten eine massive Verlagerung von Arbeitsplätzen ins günstigere Mexiko, was sich schließlich nicht bewahrheiten sollte. In Mexiko formierte sich vor allem unter Bauern der Widerstand gegen die Liberalisierung der Märkte.

			«Bei jedem Handelsabkommen gibt es Gewinner und Verlierer», sagt Joy Olson vom Forschungsinstitut Washington Office on Latin America (WOLA). «Nafta ist da keine Ausnahme.» Kleine und mittlere Landwirtschaftsbetriebe in Mexiko leiden unter dem Wettbewerbsdruck der US-Agrarunternehmen. Heute ist Mexiko ein Netto-Importeur von landwirtschaftlichen Produkten. Großkonzerne konnten hingegen vom freien Warenverkehr profitieren, sagt er. «Das Abkommen hat zwar nicht das Armutsproblem in Mexiko gelöst, aber das war auch niemals die Idee.»

			Zum 20. Jahrestag streben die Nafta-Staaten nach neuen Horizonten. Kanada und Mexiko haben bereits Freihandelsabkommen mit der Europäischen Union unterzeichnet, die USA verhandeln noch mit Brüssel. Alle drei befinden sich in Gesprächen über einen Beitritt zur Transpazifischen strategischen wirtschaftlichen Partnerschaft (TPP). Mexiko hat bereits einen Vertrag mit der Pazifikallianz geschlossen. «Die Präferenzen der USA haben sich von Kanada und Mexiko nach China verschoben», sagt die Handelsexpertin María Teresa Gutiérrez Haces von der mexikanischen Nationaluniversität.

			Beobachter hatten zuletzt immer wieder eine Modifikation des 20 Jahre alten Freihandelsabkommen gefordert, gewissermaßen eine Nafta 2.0. Der Vertrag müsse sich den veränderten Gegebenheiten anpassen und Antworten auf die neuen Fragen rund um den elektronischen Handel und das geistige Eigentum finden. 

			Andrea Sosa Cabrios, dpa
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 6,48, um 1,17% über der Vorwoche und um 31,57 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 30,72 Mrd, knapp über der Vorwoche. Die ZB hatte in den letzten Wochen Erfolg bei ihren Bemühungen, keine Reserven zu verlieren. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03.14 bei $ 7,27, zum 30.06.14 bei $ 8,01 und zum 29.08.14 bei $ 8,46. Der Terminkurs per Juni 2014 lag um 55,43% über Juni 2013. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 9,90. Bei Überweisungen über Staatspapiere, die auf Dollar lauten und in Buenos Aires und New York gehandelt werden (was im lokalen Finanzjargon als “contado con liqui” bezeichnet wird), lag der Kurs bei $ 8,79. Bei Zahlungen im Ausland mit Kreditkarten lag der Kurs mit dem Aufschlag von 35% (der als Vorschuss auf die Gewinnsteuer berechnet wird) bei $ 8,75.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 1,44%, lag jedoch um 84,97% über Ende 2012.

			***

			Par-Bonds in Pesos lagen zur Vorwoche unverändert und notierten 65,96% über Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 0,90% und lagen 55,29% über Ende 2012. Boden 2015 stiegen in einer Woche 0,55% und im Jahr 8,61%. Boden 2014 verloren zur Vorwoche 0,93% und liegen mit 12,73% im Plus seit Jahresanfang, und Global 2017 Arg. verloren 0,22%, gewannen aber 3,39% seit Jahresende 2012.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 165,42 (Vorwoche $ 164,08) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 236,32 (Vorwoche $ 234,40).

			***

			Der Handelsbilanzüberschuss lag im November 2013 mit u$s 901 Mio. um 11% über dem gleichen Vorjahresmonat. Doch in 11 Monaten 2013 betrug der positive Saldo mit u$s 8,75 Mrd., 24% weniger als im Vorjahr. Der Export erreichte im November 2013 u$s 6,83 Mrd. (+3% gegenüber Vorjahr) und in 11 Monaten u$s 77,58 Mrd. (+4%). Der Import lag im November bei u$s 5,93 Mrd. (+2%) und in 11 Monaten bei u$s 68,83 Mrd. (+9%).

			***

			In 11 Monaten 2013 wurde Energie (in Form von Gas, Dieselöl, Benzin, Heizöl und elektrischem Strom) für u$s 10,86 Mrd. importiert (+25% gegenüber Vorjahr) und es wurde Energie (in diesem Fall Rohöl, Gas und Strom) für u$s 4,95 Mrd. exportiert (-22%), so dass das Defizit der Energiebilanz von u$s 4,63 Mrd. in 11 Monaten 2012 auf u$s 5,91 Mrd. in diesem Jahr stieg. Vor einigen Jahren wies die Energiebilanz noch einen Überschuss auf.

			***

			Die gesamte argentinische Auslandsschuld (öffentlich und privat) betrug laut ZB zum 30.9.2013 133,67 Mrd., was u$s 7,60 Mrd. weniger als ein Jahr zuvor ist. Die Abnahme beruht auf der Tilgung staatlicher Dollarbonds, die mit interner Verschuldung (gegenüber der ZB un der ANSeS) ausgeglichen wurde. Von der Schuld entfallen u$s 62,85 Mrd. auf den privaten nicht finanziellen Bereich, was u$s 3,56 Mrd. weniger als im Vorjahr ist. Unternehmen, die Dividenden und Gewinne an ihre Mutterhäuser nicht überweisen konnten, haben Auslandskredite nicht erneuert, womit ein finanzieller Ausgleich geschaffen wurde.

			***

			Die Zahl der Importanträge (“Declaraciones Juradas Anticipadas de Importación”, DJAI) ist von ca 6.000 pro Tag zur Zeit von Guillermo Moreno als Binnenhandelsekretär auf ca. 16.000 jetzt, unter Augusto Costa, gestiegen. Kicillof hatte angeblich die Absicht, das Importsystem flexibler und weniger burokratisch zu gestalten. Doch die stark gestiegenen Importanträge machen die Verwaltung des Systems noch schwieriger. Die Unternehmen wollen allgemein mehr importieren, weil sie sich auf diese Weise gegen die Inflation schützen und bei einem eventuellen Abwertungssprung sogar ein gutes Geschäft machen.

			***

			Planungsminister Julio de Vido hat beschlossen, das angekündigte Infrastrukturprogramm, das er bei seiner jüngsten Reise nach Russland und China vorgestellt hat, mit dem Wasserkraftwerk Chihuidos, Provinz Neuquén, einzuleiten. Es handelt sich um eine auf u$s 2,1 Mrd. veranschlagte Investition für ein Werk von 637 MW, das 1.750 Gigavatt-Stunden zum Verbundsystem beitragen soll. Dieses Kraftwerk war schon vor drei Jahren ausgeschrieben worden, mit einem Kostenvoranschlag von u$s 1,56 Mrd., u$s 540 Mio. weniger als jetzt.Die Bauzeit wurde auf vier Jahre veranschlagt. Die Lastenhefte sollen ab 15. Januar verkauft werden. Die bietenden Konzerne müssten mit einer Beteiligung von lokalen Unternehmen (von argentinischem Kapital) von mindestens 30% zählen. Die Bieter müssen mindestens 85% des Gesamtwertes finanzieren, wobei diejenigen, die eine Finanzierung von 100% bieten, besser bewertet werden (was im Klartext bedeutet, dass sie auch teurer als andere Bieter sein können). 

			***

			Die Investitionsrate betrug im 3. Quartal 2013 25,2% des BIP, hat das Zentrum für Produktionstudien des Industrieministeriums ermittelt. In 9 Monaten 2013 betrug die Rate 22,6%, und der Gesamtbetrag lag zu konstanten Werten bei der Bauwirtschaft um 3,2% und bei Maschinen und Anlagen um 12,9% über dem Vorjahr. Eine Investitionsrate von über 20% des BIP wird im historischen Vergleich als hoch angesehen. Es fällt dabei auf, dass die Investitionen in Energie und Infrastruktur unzureichend sind. 

			***

			Die Industrieproduktion sei im November gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat stark um 4,7%, und saisonbereinigt um 3,2% gegenüber Oktober zurückgegangen, berichtete der INDEC. Die Produktion nahm seit Jahresanfang lediglich um 0,3% gegenüber den Werten des Vorjahres. Private Beratungsgesellschaften wie die von Orlando J.Ferreres (OJF) gehen dagegen von einer Zunahme im November i.H. von 1,3% und ein Jahreswachstum von 2,9% aus. Auch FIEL geht von einer innerjährlichen Zunahme von 2,2% und von + 0,7% von Januar bis einschliesslich November 2013. Wie der INDEC berichtete, ging die Produktion am stärksten in der KFZ-Industrie (-19,4%) zurück. Der Lebensmittelbereich (-5,8%) , und die chemischen Industrie (-5,1%) wurden ebenfalls hart betroffen. Bei der Kunsstoffindustrie ging die Produktion um 1,1%, und bei der Metallindustrie um 5,4% zurück. 

			***

			Erstmalig seit 25 Jahren wird im Dezember kein Weizen exportiert, stellt das Beratungsbüro Agritrend fest. Zuletzt wurde im Dezember 1988 unter der Regierung von Raul Alfonsin kein Weizen ausgeführt. Der Rückganssg der Weizenernte ist auschliesslich auf Massnahmen der Regierung zurückzuführen, besonders die Exportkontigentierung, die den internen Weizenpreis lange Zeit um 20% und mehr unter den Paritätspreis (Weltmarktpreis minus Frachten, Exportkosten und Exportzölle) drückte.

			***

			Das Landwirtschaftsministerium hat die Schätzung der Weizenernte um 500.000 t von 8,5 auf 9 Mio. t erhöht. Die privaten Schätzungen liegen höher, zwischen 9,2 und 10,2 Mio. t. Vor sechs Jahren wurden 15 Mio. t Weizen geerntet und die Fachleute weisen darauf hin, dass es heute um die 20 Mio. t sein sollten.

			***

			Die staatlichen Luftfahrtunternehmen Aerolíneas Artgentinas und Austral haben schon den gesamten Betrag von $ 3,18 Mrd. aufgebraucht, der ihnen im Haushaltsgesetz für 2013 zugestanden worden war. Jetzt wurden ihnen weitere $ 275 Mio. gegeben, womit es im ganzen Jahr 2013 $ 3,54 Mrd. sein werden, was u$s 628 Mio. entspricht und u$s 1,7 Mio. pro Tag darstellt. Seit der Verstaatlichung Mitte 2008 haben AA und Austral den Staat schon u$s 3,93 Mrd. gekostet. Der Geschäftsführer Mariano Recalde wies darauf hin, dass der grössere Teil der Subventionen für Investitionen bestimmt worden sei. Die Aufwendungen für neue Flugzeuge betrugen seit der Verstaatlichung ca. u$s 700 Mio., wobei nicht geklärt wurde, wie die mittels Leasing-Veträgen gekauften Maschinen gebucht werden. 

			***

			Die gesamten (nicht sozialen) Subventionen, die der Nationalstaat zahlt, werden 2013 ca. $ 150 Mrd. erreichen, 50% mehr als die $ 99,50 Mrd. des Jahres 2012, berichtet der Verband für Budgetstudien ASAP (Asociación Argentina de Presupuesto y Finanzas Püblicas), der sich aus ehemaligen Beamten des Schatzamtes zusammensetzt. Die Subventionen liegen somit bei 5% des BIP, gegen 4,3% 2012 und 2011 und 3,2% 2010. Diese Subventionen sind für den Preisausgleich bei importierten Brennstoffen (Gas, Deiselöl und Benzin), die Tarifsubventionen für Strom, Gas und Wasser in Gross Buenos Aires, den Personenverkehr (Omnibus und Eisenbahnen) in dieser Gegend, und für Zuwendungen an Staatsunternehmen bestimmt.

			***

			ZB-Präsident Juan Carlos Fábrega, der vom Senat für 6 Jahre bestätigt wurde, erklärte, er beabsichtige, die Geldemission zu verringern und den Reservenverlust zu bremsen. 2013 betrug die Zunahme der Geldemission 25%, leicht unter 2012. 2014 soll es weniger sein. Um die Emissionsrate zu verringern, müssen die Staatsausgaben eingeschränkt werden, und/oder die Zunahme der Bankkredite begrenzt werden. Wenn die Gold- und Devisenreserven weiter sinken (was jedoch nicht sein soll), dann wirkt dies auch hemmend auf die monetäre Expansion.

			***

			Die Provinzregierung von San Luis hat eine Wasserleitung von 285 km zugeteilt, deren Kosten auf $ 182 Mio. veranschlagt wurden, die 27 Ortschafen im Norden der Provinz mit Trinkwasser für Menschen und Rinder (auf einem Gebiet von 150.000 ha) versorgen soll. Diese Gegend verfügt über eine unzureichende Wasserversorgung, weil es wenig regnet und das unterirdische Wasser knapp und zum Teil arsenhaltig ist. 

			***

			Die Nationalregierung hat den Sicherheitskräften (Bundespolizei, Gendarmerie, Marinepräfektur und Flughafenpolizei) eine Gehaltserhöhung gewährt, die durchschnittlich bei 40% liegt. Bei der Bundespolizei wird das Mindestgehalt $ 10.000 betragen. Dennoch verlautet, dass die Regierung darauf besteht, dass die allgemeine Gehaltserhöhung für Beamten im Jahr 2014 18% betragen soll.

			***

			Die Kammer der mittleren Unternehmen CAME, die vorwiegend den Einzelhandel vertritt, hat bekanntgegeben, dass der Weihnachtsumsatz der Geschäfte dieses Jahr in konstanten Werten um 4,6% über dem Vorjahr lag. Der durchschnttliche Kauf lag mit $ 310 um 15% über dem Vorjahr. Die höcvhste Zunahme verzeichnen elektronische Artikel und Haushaltsgeräte, mit 11,5%.

			***

			Die landesweite Erdölproduktion lag im Oktober 2013 um 1,19% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und in 12 Monaten zum Oktober um 2,86% unter der vorangehenden 12-Monatsperiode. Dabei erreichte YPF im Oktober eine innerjährliche Zunahme von 6,6% und Pluspetrol eine von 1,74%, während Petrobrás einen Rückgang von 10,8% hinnehmen musste, Sinopec einen von 5,18% und Pan American Energy einen von 1,44%. Die gesamte Gasförderung lag im Oktober um 4,32% unter dem Vorjahr und in 12 Monaten zum Oktober lag der Rückgang gegenüber der gleichen vorangehenden Periode bei 5,9%. Auch bei Gas verzeichnete YPF im Oktober eine innerjährliche Zunahme, in diesem Fall von 5,34%, während die anderen Gasproduzenten Abnahmen verzeichnen: Total (-8,85%), PAE (-8,83%), Apache (-7,39%) und Petrobrás (-7,39%). Der Benzinverkauf lag im Oktober um 12,21% über dem gleichen Vorjahresmonat, mit einer Zunahme von 8,79% in 12 Monaten zum Oktober gegenüber der vorangehenden 12-Monatsperiode. Der Verkauf von Dieselöl stieg innerjährlich im Oktober um 6,5%, und in 12 Monaten 1,37%.

			***

			Die ZB hat am 12. Dezember einen Bonus von $ 9.700 für alle 2.500 Beamten verfügt, der zum normalen halben Jahreslohn (“aguinaldo”) hinzukommt und insgesamt um die $ 25 Mio. kostet. Die Gehälter der ZB-Beamten liegen bei durchschnittlich $ 15.000 (nach Abzug von Soziallasten), und gehen von $ 10.000 bis $ 80.000. 

			***

			Die Nationalregierung hat beschlossen, den Provinzen, die fälligen Schulden (plus angelaufene Zinsen) umzuschulden, aber bei Verpflichtung der Provinzregierungen, das Defizit einzuschränken. Es wäre eine Art “Standby-Abkommen”, wie die von IWF mit dem Nationalstaat. Insgesamt schulden die Provinzen um die $ 65 Mrd. Angeblich will die Regierung verhindern, dass die Provinzverwaltungen wieder Provinzgeld ausgeben, wie 2011 und 2002, nachdem der Gouverneur von Corrientes, Ricardo Colombí, schon gedroht hatte, dies zu tun, wenn ihm die finanziellen Mittel nicht ausreichen. Dieses Provinzgeld besteht aus kurzfristigen Titeln, die auf geringe Beträge lauten und weitergegeben werden können, was vornehmlich die Lieferanten der Provinzverwaltungen, die sie erhalten, auch tun. Normalerweise werden sie dann mit Abschlag gehandelt.

			***

			Die Provinz Entre Rios hat über der Investmentbank Puente dreijährige Schuldverschreibungen i.H. von u$s 64 Mio. mit einem Zinssatz von 2,25% platziert. Die Zinsen werden vierteljährlich ab dem zwölften Monat ausgezahlt. Das Papier wurde von Moody’s mit der Qualifikation Baa2.ar bewertet.

			***

			Die Kranarbeiter am Hafen von Buenos Aires erhalten zum Jahresende eine einmalige Sonderzahlung i.H. von $ 2000, berichtete Roberto Coria, ihr Gewerkschaftsführer. 

			***

			Der Verkauf an Landwirtschaftsmaschinen stieg in den ersten neuen Monaten innerjährlich um 61,1% auf insgesamt u$s 1,24 Mrd. berichtet das Beratungsbüro abeceb.com. Der Anteil an importierten Marken erreichte einen Wert von u$s 325 Mio. Die Regierung beabsichtigt, die lokalen Fabrikanten noch mehr zu fördern.

			*** 

			Der landesweite Stromverbrauch ist im November innerjährlich um 0,2% zurückgegan-gnen, berichtet die Stiftung Fundelec. Die Gesamtnachfrage erreichte 10.111 GWSt., gegenüber 10.031,4 GWSt. im Jahr im gleichen Monat des Vorjahres.

			*** 

			Das Landwirtschaftsministerium hat ein Infrastrukturplan über $ 12 Mio. für in Bau befindliche hydraulische Projekte bekanntgegeben, die insgesamt 12 Gemeinden von Kleinlandwirte im Nordwesten Argentininens unterstützen. Damit soll 800 Familien geholfen werden.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Der unter Gläubigerschutz stehende brasilianische Öl-Konzern OGX hat einen Weg aus seiner Schuldenmisere gefunden. Wie das inzwischen unter dem Namen OGP firmierende Unternehmen des Ex-Milliardärs Eike Batista am Dienstag in einer Börsenpflichtmitteilung erklärte, kam eine Verständigung mit den Hauptgläubigern zustande. Danach sollen die Milliarden-Außenstände in Aktien umgewandelt und zudem Kredite von umgerechnet E 146 Mio. gewährt werden. Allein die Anleihe- Schulden des Unternehmens belaufen sich auf u$s 3,6 Mrd. Die Einigung soll im Januar unterschrieben werden. (dpa) 

			***

			Geschäftsnachrichten

			Raghsa

			Dieses Immobilienunernehmen, das durch den Bau der Hochhäuser Le Parc im Stadtteil Palermo bekannt ist, hat den Bau eines Bürogebäudes im Stadtteil Núñez, auf der Av. Libertador und Manuela Pedraza angekündigt, das 50.000 qm bedeckte Nutzfläche haben und u$s 200 Mio. kosten soll.

			Bioceres & Don Mario

			Diese Unternehmen (das erste ist ein Pharmalabor und das zweite befasst sich mit Saatgut) haben ein Abkommen abgeschlossen, um gemeinsam neue Arten von Sojabohne zu entwickeln, die eine erhöhte Widerstandsfähigkeit bei Dürre u.a. Umständen aufweisen, die als “Stress” bezeichnet werden.

			Aerolíneas Argentinas

			Am letzten Sonntag wurde dieses Jahr die Zahl von 8 Mio. Passagieren erreicht, 70% mehr als vor der staatlichen Übernahme. Die Zunahme wurde mit dem Kauf zahreicher neuer Flugzeuge und stark subventionierten Tarifen erreicht, was den Staatshaushalt stark belastet hat und auch in Zukunft belasten wird, da ein grosser Teil der Flugzeuge in Raten bezahlt wird.

			Corven Motos

			Dieses Unternehmen begann in Venado Tuerto, in der Provinz Santa Fe, mit der Produktion von Motorrädern der indischen Marke Bajaj. Die neuen Modelle sollen ab Januar 2014 auf dem Markt kommen. Das Unternehmen investierte $ 35 Mio. im neuen Werk, und stellte 90 Mitarbeiter ein. Ausserdem wurden 150 indirekte Arbeitsplätze geschaffen. Corven Motos ist ein Tochterunternehmen der Gruppe Iraola, die eine Jahresproduktion von 60.000 Motorräder aufweist. 

			Grupo KWZ 

			Diese Gruppe stellte mit CondoAzucar den ersten Treuhandfonds für die Produktion, Verarbeitung sowie Vermarktung von Zuckerrohr in Argentinien vor. Das Projekt startet mit einer Anbaufläche von 800 ha in der Provinz Salta. Die Mindestinvestition liegt bei $ 24.900 und hat eine Dauer von fünf Ernten, also ca. 70 Monate, weil die gleiche Zucherrohrpflanze normalerweise fünf Jahre lang wieder wächst. Die Rentabilität wird monatlich ausgeschüttet.

			Toyota

			Dieser japanische Kfz-Fabrikant die Erweiterung der Fabrik in Zárate bekannt, wo die Produktion von Untergestellen und Achsen für Kfz verdoppelt werden soll. Dadurch sollen zu den bestehenden 4.000 Arbeitsplätzen weitere 200 hinzukommen. Gouverneur Daniel Scioli war bei der Feier der Ankündigung anwesend, wobei die Bank der Provinz, BAPRO, einen Kredit von $ 100 Mio. für das Projekt verpflichtete.

			Laboratorios Craveri

			Dieses Pharmalabor investiert $ 500 Mio. in ein neues Werk in Pilar, um die Produktionskapazität zu verfünffachen. Hier sollen Präparate für die Diabetesbehandlung, die venöse Insuffizienz, sowie Herzkrankheiten hergestellt werden. Das neue Werk soll im Januar 2016 fertiggestellt werden. 

			CCU

			Diese chilenische Gruppe übernahm einen Teil der Produktions- und Vertriebsgeschäfte von Grupo Cartes in Paraguay. Damit expandiert CCU auf einem vierten regionalen Markt. Bislang wurde der paraguayische Markt durch Bierexporte aus Argentinien beliefert. CCU wird von Heineken sowie von der chilenischen Gruppe Quiñenco kontrolliert. In Argentinien werden Biere der Marken Heineken, Schneider, Budweiser sowie Amstel hergesetellt.
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			Cristina regiert wie bisher: keine Kursänderung, sondern nur Korrekturen

			Als Jorge Milton Capitanich zum Regierungschef ernannt wurde, und danach ständig öffentlich auftrat und sich als echter Entscheidungsträger vorstellte, zum Unterschied zu seinem Vorgänger Juan Manuel Abal Medina, der eine mehr dekorative Figur war, wurde dies von Politologen u.a. dahingehend interpretiert, dass die Präsidentin Cristina Fernandez de Kirchner ihre Krankheit als Vorwand nahm, um den notwendigen Kurswechsel einzuleiten, den die wirtschaftliche Wirklichkeit erfordert. Capitanich sollte dabei die schmutzige Arbeit machen, die sogenannte „Anpassung” („ajuste”), die von CFK verpönt wird, und sie dabei so weit wie möglich schonen. Das war politisch rationell gedacht; aber CFK denkt eben anders. Bei ihr überwiegt die sogenannte emotionelle Intelligenz vor der rationellen, die Ideologie vor der Realität und das Wunschdenken vor der Erkennnis der effektiven Möglichkeiten. Und das ist tief in ihrem Bewusstsein verankert. Sie kann nicht über ihren Schatten springen.

			Grundsätzlich ging es um folgende Aspekte:

			- Drastische Verringerung der Subventionen auf die Tarife öffentlicher Dienste.

			- Einschränkung der auswuchernden Staatsausgaben.

			- Lösung der Konflikte mit ausländischen Gläubigern: Holdouts, ICSID-Kläger, Pariser Klub u.a.

			- Aufnahme normaler Beziehungen mit dem Internationalen Währungsfonds, zunächst mit Zulassung der üblichen Prüfungen der Staatsfinanzen und der wirtschaftlichen Lage, und dann eventuell mit einem Standby-Abkommen.

			- Harte Haltung gegenüber den Gewerkschaften, um die Lohnzulagen in Grenzen zu halten, im Einklang mit einer leicht abnehmenden Inflation. Dabei wäre zunächst eine gewisse Verringerung des Reallohnes unvermeidlich, vor allem bei denjenigen, die Subventionen auf öffentliche Dienste in höherem Ausmass geniessen (die vorwiegend in Gross Buenos Aires wohnen).

			Ausserdem leitete Capitanich eine neue Regierungsart ein, mit Pressekonferenzen und Dialog mit Unternehmern u.a., was eine Wende um 180 Grad gegenüber dem monarchischen Stil von CFK war. Bei einer Verhärtung der Wirtschaftspolitik muss versucht werden, Konsens und Kompromisse zu erreichen, und die Konflikte politisch zu entschärfen, so dass auch die Unternehmerschaft mitmacht, die Gewerkschaften wenigstens teilweise auch, und die Opposition keine wesemtlichen Hindernisse schafft.

			Doch plötzlich erschien CFK wieder in ihrer bekannten Art und warf alle Hoffnung mit einem Schlag über den Haufen. Sie desavouierte Capitanich, zunächst mit der Anordnung, keine Gendarmen nach Córdoba zu senden, als die Provinzpolizei sich einquartiert hatte. Diese grosse Fehlentscheidung muss sie jetzt ausbaden, und weiss offensichtlich nicht wie. Dann wurde bei den Staatsausgaben weiter Vollgas gegeben, statt auf die Bremse zu drücken, und von Aufnahme der Beziehungen zum IWF war nichts mehr zu hören, so dass internationale Unterhändler, Hernán Lorenzino , bis vor kurzem Wirtschaftsminister, bei seinen Verhandlungen kaum weiter kommt. 

			Bei der Krise mit der Stromversorgung in der Bundeshauptstadt, die weiter andauert und bei einem heissen Sommer bestimmt zu weiteren Ausfällen der Stromzufuhr führen wird, erteilte CFK ihrem Kabinettschef die Anweisung, die Unternehmen, die die Stromverteilung betreiben, mit der Verstaatlichung zu bedrohen, was ein deutlicher ideologischer Rückschritt ist, der die Lösung des Problems der Stromversorgung im Raum von Gross Buenos Aires behindert. Statt zu versuchen, gemeinsam mit den Stromverteilern (die das Problem in seinen Einzelheiten kennen und wissen, was getan werden muss) die Ursachen der Pannen zu überwinden, hat CFK sie mit einer Konfiskation bedroht, was die Unternehmen paralysiert hat und somit die Lösung erschwert. Eine effektive Übernahme der Stromverteilung durch den Staat würde zu einer noch viel grösseren Krise führen. Das wissen Minister De Vido u.a. für diesen Bereich verantwortlichen Beamten. Aber sie wagen es nicht, CFK zu widersprechen.

			In vielen Fällen muss sofort viel investiert werden, um defekte Kabel und Anlagen zu ersetzen und/oder neue Kabel zu legen, und das erfordert viel Geld, über das die Unternehmen nicht verfügen und auch nicht über Kredite oder andere Wege aufbringen können, weil sie sich finanziell seit langem in einer Notlage befinden. Hier muss der Staat einspringen, und zwar sofort. Im letzten Jahrzehnt ist der Stromkonsum in Gross Buenos Aires um ca. 60% gestiegen, aber es wurde kaum investiert, um das Netz dieser Lage anzupassen. Es war vorauszusehen, dass es zu einer kritischen Lage kommen würde, wie sie jetzt aufgetreten ist, die jedoch bei andauernden hohen Sommertemparaturen noch schlimmer zu werden droht. Es kann eine wahre Katastrophe werden! Die Regierung hätte entweder den Stromverteilern eine höher Bruttomarge gewähren oder ihnen Geld für Investitionen geben müssen. Doch die verantwortlichen Beamten, an erster Stelle Minister De Vido, haben das Problem einfach ignoriert und statt dessen Mittel für Energie schlicht vergeudet, u.a. im Kraftwerk von Rio Turbio, das totaler Wahnsinn ist. 

			Gewiss tritt CFK jetzt weniger öffentlich auf, und sie schont ihre angeschlagene Gesundheit. Aber sie entscheidet weiter, und zeigt nicht das geringste Verständnis für die kritische Lage, die auf das Land zukommt. Sie geht den bisher eingeschlagnen Weg weiter, bis zum bitteren Ende. Die ZB-Reserven erschöpfen sich in absehbarer Zeit, die Inflation nimmt zu, die Gewerkschaften haben der Begrenzung der Lohnzulagen eine kategorische Absage erteilt, und die notwendigen Investitionen für Vaca Muerta warten auf Bedingungen, die ihnen erlauben, effektiv vollzogen zu werden. Wenn kein Kurswechsel vollzogen wird, dann tritt die Wirtschaft in eine langdauernde Stagnationsphase, die gelegentlich in eine Rezession ausarten kann. Es werden dabei auf alle Fälle keine zusätzlichen Arbeitsplätze geschaffen, so dass mit einer zunehmende Arbeitslosigkeit zu rechnen ist, vornehmlich bei Jugendlichen. Was beiläufig auch zu höherer Kriminalität führt.
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			Zunehmender Kreditdirigismus u.a. Einzelmassnahmen

			Die falschen Grundkonzepte, die der bestehenden Wirtschaftspolitik zu Grunde liegen, werden nicht geändert. Statt dessen schreitet Wirtschaftsminister Axel Kicillof weiter mit einzelnen Massnahmen voran, in denen die extrem dirigistische Auffassung der Kirchner-Regierungen zum Ausdruck kommt, die jedoch an der Lösung der kritischen Probleme vorbeigehen. 

			Am Montag gab Kicillof bekannt, dass ein viertes Programm weicher Bankkredite für Unternehmen eingeführt werde. Die Reform der ZB-Charta von 2012 erlaubt der Regierung über die ZB den Kredit zu lenken, also bestimmen an wen und und zu welchen Bedingungen sie leihen müssen. Hier kommt das Konzept zum Ausdruck, das auch die Reform von 1948 (unter Perón als Präsident) inspirierte (als bestimmt wurde, dass die Banken Depositen für Rechnung der ZB aufnahmen, und diese dann jeder Bank ein Kontingent für Kredite erteilte, das jedoch nicht im Verhältnis zu den Depositen stand, so dass Privatbanken benachteiligt wurden), bei der davon ausgegangen wird, dass die Banken einen öffentlichen Dienst verrichten und in diesem Sinn von der Regierung reguliert werden. Das wurde dann 1957 (unter Aramburu als Präsident und Krieger Vasena als Finanzminister) abgeschafft. 

			Schon drei Mal wurde bestimmt, dass jedes Mal 5% der Bankdepositen von den Banken zu 15% auf mindestens 3 Jahre verliehen werden. Diese Kredite können von kleinen und mittleren Unternehmen für die Finanzierung von Investitionsprojekten beansprucht werden. Das neue Kontingent soll zu 17,5% verliehen werden. Der Zinssatz wurde erhöht, nachdem die Banken auch mehr für Depositen zahlen müssen und wohl auch, weil eine höhere Inflation erwartet wird. Für die Unternehmen handelt es sich um ein gutes Geschäft, besonders wenn es ihnen gelingt, den Kreditbetrag für den Kauf von Rohstoffen und Teilen eines Endproduktes einzusetzen, die sie bei ihrer Kalkulation zum Tagespreis des Verkaufs berechnen und somit einen Inflationsgewinn einstecken. 

			Vom Gesamtbetrag, der sich beim Einsatz von 5% der Depositen ergibt, müssen 50% für kleine und mittlere Unternehmen bestimmt werden. Wenn die Kreditfrist von den vorgeschriebenen drei Jahren auf 5 Jahre ausgedehnt wird, dann soll für den Betrag eine Verringerung der Pflichtreserven verfügt werden, die die Banken bei der ZB hinterlegen müssen. Die verbleibenden 50% können entweder an grosse Unternehmen oder für Hypotheken auf Wohnungskredite eingesetzt werden. Die Unternehmen müssen den Betrag für Erweiterung der Produktionskapazität einsetzen, sei es um Exporte zu schaffen oder Importe zu ersetzen. Dabei müssen auch zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden. Die offizielle Mitteilung, die (wie üblich) reichlich konfus ist, weist darauf hin, dass bei Einsatz des Kredites für den Kauf von Kapitalgütern oder Infrastruktur, der Zinssatz mit den Banken frei vereinbart werden kann. Wenn es hier keine Einschränkung gibt, dann handelt es sich um einen normalen Kredit, zu Zinsen, die mit Provisonen und allem, was die Banken hinzurechnen, auf weit über 30% zu stehen kommen.

			Diese Kredite sollen im 1. Halbjahhr 2014 insgesamt $ 22 Mrd. umfassen und Ende des Jahres $ 100 Mrd., was jetzt etwa 20% der gesamten Bankkredite ausmacht und Ende 2014 etwas weniger. Ohnehin liegen die gesamten Bankkredite in Argentinien mit ca. 15% des BIP anormal niedrig, so dass diese bevorzugten Kredite wenig Einfluss auf die Wirtschaft haben. Für die Banken bedeuten diese subventionierten Kredite eine notorische Verschlechterung des Geschäftes, da sie sonst etwa die Hälfte ihres Kreditvolumens für Konsumkredite (direkt oder über Kreditkarten) einsetzen, und dabei einen Zinssatz von über 40% erwirtschaften. Und auch bei anderen Krediten, meistens für die Finanzierung des Arbeitskapitals von Unternehmen, liegen die Zinsen in der Regel über 25%. Die Banco Nación kann sich Kredite zu niedrigen Zinsen leisten, weil sie über hohe staatliche Depositen verfügt, auf die sie keine Zinsen zahlt. 

			Der Wirtschaftsminister kündigte beiläufig auch andere Massnahmen an, die sich vorläufig im Projektstadium befinden. So soll ein Register von Unternehmen geschaffen werden, die wegen Verletzung der Arbitsgesetzgebung bestraft worden sind, und auch ein Amt bestehen, um die Schwarzarbeit aufzudecken. Das gibt es im Arbeitsministerium schon, aber es verfügt über sehr wenige Inspektoren. Ausserdem scheut sich das Ministerium, die Schwarzarbeit (die in vielen Fällen leicht aufgedeckt werden kann) effektiv zu verfolgen, weil dann die Arbeitslosigkeit in die Höhe springen würde. Über die Erleichterung des Überganges von Kleinunternehmen von schwarzer auf weisse Anstellung des Personals wurde auch jetzt nichts gesagt. 

			Weiter kündigte Kicillof an, dass bei einer echten Erhöhung der Belegschaft (also nicht Ersatz von Personal) die Unternehmerbeiträge verringert (oder abgeschafft?) werden sollen. Der Minister sagte, dass mit diesen Massnahmen die Schwarzarbeit auf unter 30% der Beschäftigten gedrückt werden soll. Heute liegt sie bei 35%. Doch die Erhöhung der legalen Belegschaften hat nichts mit Verringerung der Schwarzarbeit zu tun. 

			Um die sogenannten regionalen Wirtschaften zu fördern (worunter die Wirtschaft ausserhalb dem Pampa-Gegend und der Grossstädte verstanden wird), sollen weitere Exportsubventionen geschaffen werden (benannt „Rückerstattungen” und „Rückgaben” von Steuern). Kicillof gab jedoch keine Einzelheiten bekannt, so dass nur Eingeweihte wissen, was er gemeint hat. Allgemein müsste für zahlreiche Produkte (Obst, Wein, Zucker, Baumwolle, Tabak u.a.) der Exportzoll abgeschafft und die Rückerstattung erhöht werden, damit die Rechnung einigermassen aufgeht. Der Minister wies jedoch darauf hin, dass dies an Investitionsprojekte gebunden sei, die der Regierung vorgelegt und von dieser genehmigt werden müssten. Dirigismus in Reinkultur!

			Schliesslich kündigte der Minister noch die Schaffung eines Treuhandfonds für die wirtschaftliche Entwicklung (benannt Fonde.Ar.) an, dessen Mittel für die Finanzierung sogenannter strategischer Projekte bestimmt sind, wobei die Regierung jeweils entscheidet, was strategisch ist und was nicht. Der Minister sprach in diesem Zusammenhang von Projekten „mit einem hohen technologischen Inhalt”, was schön klingt, aber konkret wenig besagt. Dieser Fonds soll mit $ 10 Mrd. ausgestattet werden, wobei er jedoch nicht sagte, woher das Geld kommt. Voraussichtlich wird es sich um eine zusätzliche Belastung der Staatskasse handelt, mit der das Defizit erhöht und die Inflation angetrieben wird. Die Notwendigkeit, genau das Gegenteil zu tun, nämlich die Staatsausgaben zu verringern, wird erneut ignoriert. 

			Die vielen Einzelmassnahmen, zu denen die Regierung in letzter Zeit greift, die eine grosse Improvisation zum Ausdruck bringen, sind kein Ersatz für die Beibehaltung des falschen Grundkonzeptes der bestehenden Wirtschaftspolitik. Sie haben kaum viel Einfluss auf die Wirtschaft, und führen beiläufig zu noch mehr Korruption (weil die Unternehmer an Entscheidungen von Beamten gebunden werden), aber sie schaffen die dunklen Gewitterwolken am Horizont gewiss nicht ab. Im Gegenteil: sie werden dabei noch dunkler.
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			Die alte Preispolitik in neuem Gewand

			Am Freitag der Vorwoche kündigte Kabinettschef Jorge Capitanich in Begleitung von Wirtschaftsminister Axel Kicillof, Industrieministerin Debora Giorgi, Handelssekretär Augusto Costa und AFIP-Chef Ricardo Echegaray, das neue Preisabkommen an, das die Regierung mit den Verbänden, die die Supermärkte und die Nahrungsmittelindustrie vertreten, sowie auch andere, abgeschlossen hat. Im Prinzip sollen sich um die 1.500 Einzelhandelsgeschäfte angeschlossen haben. Die Unternehmer haben unter Druck zugestimmt, weil sie befürchten, sonst belästigt zu werden, mit Steuerkontrollen u.dgl. Die Anwesenheit von Vertretern der Gruppe „La Cámpora”, die immer mehr der SA von Hitler gleicht, hat die Einschüchterung verstärkt, dies umso mehr, als diese Organisation auch die Kontrolle übernehmen soll. Nebenbei bemerkt: dies wäre illegal, wobei die Cámpora-Jünglinge kaum bereit wären, unentgeltlich zu arbeiten, es sei denn, sie benutzen die Gelegenheit, um die Unternehmer zu erpressen. 

			Das Abkommen gilt für ganz 2014 für 170 bis 200 Produkte, die den massiven Konsum darstellen, der laut Staatssekretär Costa zwei Drittel des normalen Konsums der Haushalte ausmacht. Das stimmt jedoch nicht: der Konsum ist allgemein sehr diversifiziert, und Fleisch, Gemüse u.a. Produkte, die nicht im neuen Warenkorb eingeschlossen sind und von unendlich vielen Einzelhändlern verkauft werden, haben einen bedeutenden Anteil, besonders bei Personen mit niedrigem Einkommen, und noch mehr im Landesinneren. Bei der Ankündigung waren in vielen Fällen die Preise noch nicht festgesetzt worden, und in anderen fand ein grosser Sprung (laut Clarín von bis zu 200%) gegenüber den Preisen statt, die unter Moreno festgesetzt worden waren. Die komplette Preisliste soll am 1. Januar 2014 bekanntgegeben werden.

			Es ist dieses Mal formell keine Einfrierung der Preise, wie sie Moreno für 500 Produkte eingeführt hatte, sondern ein System, bei dem zunächst bestimmte Preise gelten, und dann Preiserhöhungen beantragt und genehmigt werden müssen, wobei sie die betreffenden Unternehmen rechtfertigen müssen. Im Wesen denken Kicillof und seine Leute an Preise, die kostendeckend sind, aber überhöhte Gewinnmargen und vorbeugende Preiserhöhungen ausschliessen. Das ist reichlich naiv gedacht, da die Gewinnmargen schwankend sind, auch von der Menge abhängen, und eigentlich nur gesamthaft für alle Produkte eines Unternehmens nachträglich berechnet werden können, nicht aber für jede einzelne Warengattung. In Nazi-Deutschland gab es so etwas, aber eben mit deutscher Gründlichkeit, inmitten der tiefen Krise der 30er Jahre und mit KZ-Drohung. Es soll jetzt auch dafür gesorgt werden, dass die Produkte mit kontrollierten Preisen effektiv angeboten werden und nicht auf bestimmte Kontingente beschränkt werden, so dass sie nur die ersten Käufer beziehen können.

			Dieses Theater verfolgt zunächst den politischen Zweck, zu zeigen, dass die Regierung sich um die Preise kümmert, die die bösen Unternehmer sonst erhöhen, um üppig zu verdienen und die Konsumenten zu schröpfen. Das ist besonders jetzt wichtig, da die Inflation eine zunehmende Tendenz aufweist, und private Wirtschafter, die auch Preise im Laufe des Monats erheben, für Dezember mit einer Zunahme von über 3% und auch von 3,5% rechnen. 

			In der Praxis hat diese Preiskontrolle eine geringe Bedeutung. Die Preise von Fleisch, Gemüse und Obst schwanken täglich unter dem Einfluss des Angebotes, das klimatisch und durch andere Umstände bedingt ist, und bei Lebensmitteln, die industriell verarbeitet werden, wie Teigwaren, Reis u.a., und auch bei Getränken, besteht ein vielfältiges Angebot, mit vielen Marken und unterschiedlichen Qualitäten, oder einfach verschiedenen Preisen. Das 200 Produkte von insgesamt weit über tausend jetzt angeblich billiger gekauft werden können, macht den Kohl nicht fett.

			Es wäre viel wirksamer, den Konsumenten auf die vielen schon vorhandenen Möglichkeiten aufmerksam zu machen, billiger zu kaufen. Wer über ein ausreichendes Einkommen verfügt, soll kaufen was er will; aber wer sich beklagt, dass das Geld nicht ausreicht und vor Monatsende ausgeht, dem kann guter Rat eventuell helfen. Bei Obst und Gemüse bestehen saisonale Schwankungen, die gelegentlich sehr ausgeprägt sind. Nicht alle Konsumenten sind sich bewusst, wie sie ihre Mahlzeit in jedem Moment am günstigsten zusammenstellen können. In früheren Zeiten, als viel „puchero” gekocht wurde, haben die Hausfrauen (die oft aus armen europäischen Gegenden eingewandert waren, wo vorsichtig gewirtschaftet wurde) dessen Zusammensetzung stets den Gemüsepreisen angepasst. Das ist heute kaum noch der Fall. 

			Bei Teigwaren, Reis u.a. Produkten sind die Preise sehr unterschiedlich, wobei man gelegentlich das gleiche Produkt einer anderen Marke um 30% und mehr billiger kaufen kann, oft im gleichen Regal des Supermarktes, nahe beim teureren Produkt, so dass der Vergleich in die Augen sticht. Es ist vielleicht nicht genau so schmackhaft (was in der Praxis viel mehr von der Kunst des Koches abhängt), aber es ernährt in gleicher Weise. Bei Rindfleisch sind bestimmte Teile, wie Kutteln, Leber und Nieren, unverhältnismässig billiger als die üblichen Schnitte („asado”, „cuadril”, „lomo” u.a.) und sind bezüglich Versorgung mit Protein genau so gut wie diese. Aber sie werden aus Vorurteil wenig gekauft, wobei zu bemerken ist, dass diese billigen Teile des Rindes in reichen Ländern, wie Deutschland und der Schweiz viel konsumiert werden. Die Metzger und auch die Supermärkte führen diese Produkte hier hingegen oft gar nicht, weil sie liegen bleiben, auch wenn sie zu Schleuderpreisen angeboten werden.

			Eine intelligente Aufklärungswerbung des Handelsekretariates, bei der auch Markenprodukte erwähnt werden, die billlig sind, und ebenfalls Supermärkte, die bestimmte Produkte billiger liefern (und auf diese Weise Gratispropaganda erhalten würden) wäre gewiss wirksamer als das bekanntgegebene Preisabkommen. Grundsätzlich muss man davon ausgehen, dass der Markt, besonders bei Lebensmitteln, gut funktioniert, wobei die Supermärkte unter sich und auch mit anderen Einzelhändlern konkurrieren: Gemüse- und Obsthändler, Metzger, Bäckereien, Geflügelverkäufer u.a. Bei Produkten für die persönliche Hygiene konkurrieren Supermärkte mit Apotheken, und bei Produkten für den Haushalt mit anderen spezialisierten Geschäften. 

			Um die Inflation zu bekämpfen, müssen deren Ursachen beseitigt werden, und nicht das Endergebnis, die steigenden Preise. Einmal muss die Geldschöpfung begrenzt werden, was vornehmlich eine Kürzung der auswuchernden Staatsausgaben erfordert, und dann müssen Lohnerhöhungen in Grenzen gehalten werden, was nach den allgemeinen bedeutenden Erhöhungen, die die Provinzverwaltungen ihren Polizisten gegeben haben, besonders schwierig erscheint. Wir befürworten (leider als einzige auf weiter Flur) eine Änderung des Gesetzes über Verhandlung der Arbeitsverträge („negociaciones paritarias”), indem auch ein Vertreter des Wirtschaftsministeriums mitwirkt, mit Vetorecht bei Erhöhungen, die auf Preise abgewälzt werden, oder Subventionen oder eine Abwertung erfordern. Denn eine Einigung zwischen zwei Parteien, bei denen dann ein dritter (der Konsument oder der Staat) die Rechnung zahlt, hat keinen vernünftigen Sinn.

			

		

	